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A. Bericht des Abgeordneten Dr. Schmidt (Wuppertal) 


I. Allgemeines 

1. Der Entwurf ist am 5. Oktober 1960 durch das 
Plenum des Bundestages in erster Lesung an den 
Finanzausschuß als federführenden und an den Aus- 
schuß für Inneres als mitberatenden Ausschuß über- 
wiesen worden. 

2. Der Ausschuß für Inneres hat sich mit der Vor- 
lage am 27. Oktober 1960 befaßt. Er hat der Regie- 
rungsvorlage — abgesehen von geringfügigen 
redaktionellen Änderungsvorschlägen — im wesent- 
lichen zugestimmt; an Änderungen hat er, überein- 
stimmend mit dem Bundesrat, lediglich vorgeschla- 
gen: 

a) die Dauer des Praktikums für Bewerber ohne 
Reifeprüfung auf höchstens zwei — statt wie 
nach der Regierungsvorlage drei — Jahre zu be- 
schränken, 

b) ein Praktikum auch für Anwärter des mittleren 
Dienstes ohne mittlere Reife einzuführen, 

c) eine Zwischenprüfung während des Vorberei- 
tungsdienstes durchzuführen. 

3. Der Finanzausschuß hat sich in den Sitzungen 
am 9. November und am 1. und 8. Dezember 1960 
mit dem Entwurf befaßt. 

Die wiederholt aufgeworfene und eingehend er- 
örterte Frage, ob die gesetzlich vorgesehene Mit- 
wirkung des Bundespersonalausschusses gewahrt 
sei, erledigte sich — ohne daß die damit möglicher- 


weise zusammenhängenden Rechtsfragen, insbeson- 
dere, ob eine Zuständigkeit des Bundespersonalaus- 
schusses für den vorliegenden, lediglich Landes- 
beamte betreffenden Gesetzentwurf überhaupt ge- 
geben war, entschieden zu werden brauchten — 
durch die ausdrückliche Erklärung eines Vertreters 
des Bundespersonalausschusses, daß dieser mit der 
Vorlage befaßt worden sei und sich auf die Kennt- 
nisnahme beschränkt habe. Den gesetzlichen Erfor- 
dernissen sei damit auch nach Auffassung des Bun- 
despersonalausschusses jedenfalls Genüge getan. 

Im Gegensatz zum Ausschuß für Inneres ist der 
Finanzausschuß der Auffassung, daß das im Interesse 
der gleichmäßigen Steuererhebung anzustrebende 
Ziel der einheitlichen Ausbildung der Steuerbeam- 
ten, nur erreicht werden könne, wenn abweichend 
von der Regierungsvorlage auch die Einstellungs- 
voraussetzungen der Bewerber durch das Ausbil- 
dungsgesetz einheitlich geregelt würden. Der vor- 
liegende Entwurf solle in dieser Beziehung den 
Ausbildungs- und Prüfungsordnungen für die ande- 
ren Verwaltungen des Bundes und der Länder ent- 
sprechen, die sich gleichfalls nicht mit der Regelung 
der technischen Einzelheiten der Ausbildung und 
der Prüfungen begnügten, sondern bereits durch die 
Festsetzung der Einstellungsvoraussetzungen, ins- 
besondere hinsichtlich der Vorbildung, eine mög- 
lichst gleichmäßige Grundlage für den auszubilden- 
den Beamtennachwuchs anstrebten. Im Hinblick auf 
den unmittelbaren Zusammenhang dieser Fragen 
mit der Erreichung des Ausbildungszieles wären 
etwaige Zweifel daran, ob die Regelung der Ein- 
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Stellungsvoraussetzungen für die Steuerbeamten 
der Länder durch Artikel 108 Abs. 3 Satz 2 GG ge- 
deckt ist, nicht begründet. Der Bundesgesetzgeber sei 
befugt, alle Regelungen zu treffen, die zur Errei- 
chung des Zweckes, nämlich der einheitlichen Aus- 
bildung, erforderlich seien. 

Bei der Festsetzung der Vorbildungsvoraussetzun- 
gen ging der Finanzausschuß zwar von § 13 des 
Beamtenrechtsrahmengesetzes aus, nach dem der 
Bewerber für den Eintritt in den mittleren Dienst 
mindestens die Volksschule und für den Eintritt in 
den gehobenen Dienst mindestens die Mittelschule 
erfolgreich besucht haben muß. Der Finanzausschuß 
kam indessen zu der Auffassung, daß Gesetz und 
Wirklichkeit hier in höchst unerwünschter Weise weit 
auseinanderklafften. Die in Abschnitt A 3. der Be- 
gründung zur Regierungsvorlage überzeugend dar- 
gestellten besonderen rechtlichen und psychologi- 
schen Schwierigkeiten der Aufgaben der Steuer- 
beamten hätten in der konkreten Regelung des Re- 
gierungsentwurfs keinen Niederschlag gefunden. 
Sie läsen sich wie die Begründung zu einem ande- 
ren Entwurf. Tatsächlich hielten sich weder Bund noch 
Länder in weiten Bereichen ihrer Verwaltungen 
daran, sondern ” forderten weitergehende Voraus- 
setzungen, in der Regel bei den Bewerbern für den 
gehobenen Dienst das Abitur. Diese Anforderungen 
in der Praxis beruhten im wesentlichen darauf, daß 
die immer noch in der Schwebe befindliche allge- 
meine Schulreform noch kein allgemein geschätztes, 
neben einer neunjährigen Volksschulbildung wenig- 
stens elf Jahre umfassendes, für die differenzierte 
Lebenspraxis genügendes mittleres Ausbildungs- 
angebot an die breiten Schichten unseres Volkes ge- 
schaffen habe. 

Man dürfe sich daher auch nicht wundern, wenn 
vielfach aus Prestigegründen ein Bildungsziel — 
und das oft, ohne es zu erreichen — angestreht 
werde, das heute nur theoretisch das Eingangstor 
für die wissenschaftliche Ausbildung darstelle. Beim 
Steuerbeamten-Ausbildungsgesetz gehe es aber 
nicht darum, einem irrigen Prestigeanspruch Rech- 
nung zu tragen, sondern die Ausbildungsvorausset- 
zungen mit den gegenwärtigen wirklichen Anforde- 
rungen und den Bildungsmöglichkeiten und -tat- 
sachen in Einklang zu bringen. 

Die Abwägung des damit verbundenen Für und 
Wider schien dem Finanzausschuß um so mehr ge- 
boten, als die öffentliche Diskussion sich eingehend 
— insbesondere in zahlreichen Eingaben, die an den 
Ausschuß und seine Mitglieder gelangten — mit 
diesen Problemen auseinandersetzte. 

Der Finanzausschuß schlägt vor, als Vorbildung 
für den Eintritt in den gehobenen Dienst in erster 
Linie gleichberechtigt das Abitur und den erfolg- 
reich abgeschlossenen Besuch einer Mittelschule etc. 
mit anschließender zweijähriger höherer Handels- 
schule festzusetzen. Diese Lösung trägt insofern der 
bisherigen Praxis Rechnung, als das Abitur als eine 
der möglichen Vorbildungen für den gehobenen 
Dienst angesehen wird; gleichzeitig aber fördert sie 
einen für die spezifische Tätigkeit im gehobenen 


Dienst der Finanzverwaltung geeigneten mittleren 
Bildungsweg, nämlich die Absolvierung der Mittel- 
schule mit anschließender höherer Handelsschule. 
Damit soll zugleich zum Ausdruck gebracht werden, 
daß eine auf praktische Lebensziele ausgerichtete 
qualifizierte mittlere Schulbildung durchaus den An- 
forderungen des gehobenen Dienstes gerecht wer- 
den kann und soll. Nach dem Entwurf können je- 
doch ferner auch entsprechend den in § 13 des Be- 
amtenrechtsrahmengesetzes festgelegten Mindest- 
voraussetzungen die Absolventen der mittleren 
Reife zugelassen werden, wenn sie zuvor ein zwei- 
jähriges Praktikum ableisten, das ihnen die für den 
erfolgreichen Beginn der Ausbildung erforderliche 
Reife vermitteln soll. Auf entsprechenden Erwägun- 
gen beruht der Vorschlag des Finanzausschusses zu 
den Vorbildungsvoraussetzungen der Bewerber für 
den mittleren Dienst. 

In der vom Finanzausschuß vorgeschlagenen Re- 
gelung wird somit einerseits der für unseren heuti- 
gen Staat selbstverständliche Grundsatz verwirk- 
licht, dem begabten Nachwuchs den Zugang auch zu 
den qualifizierten Stellen zu öffnen, andererseits 
wird die erwähnte Notwendigkeit berücksichtigt, 
für den gehobenen Dienst, der das Rückgrat der 
Steuerverwaltung darstellt, einen möglichst quali- 
fizierten Nachwuchs zu bekommen. 

4. Neben der Aufnahme der Vorbildungsvoraus- 
setzungen in den Entwurf schlägt der Finanzaus- 
schuß — gleichfalls mit Rücksicht auf die Schwierig- 
keit der Aufgaben der Finanzverwaltung — vor, die 
Dauer der Ausbildung der Beamten des mittleren 
Dienstes sowie die Dauer der Lehrgänge der Beam- 
ten des mittleren und des gehobenen Dienstes zu 
verlängern. 

5. Im Zusammenhang mit den Beratungen über 
den Gesetzentwurf wurde im Ausschuß auch die 
Frage angeschnitten, ob Finanzbeamte zur Finanz- 
verwaltung eines anderen Landes überwechseln 
könnten. Der Ausschuß hofft, daß dieses Gesetz 
dazu beitragen wird, auf diesem Gebiet noch be- 
stehende Schwierigkeiten zu beseitigen. 


II. Die einzelnen Bestimmungen 

Im einzelnen schlägt der Finanzausschuß — abge- 
sehen von einigen unwesentlichen redaktionellen 
Änderungen — folgende Änderungen gegenüber 
der Regierungsvorlage vor: 

Überschrift 

Die Überschrift des Gesetzentwurfs in der Regie- 
rungsvorlage erscheint zu umständlich. Es wird da- 
her der Ausdruck „Steuerbeamten-Ausbildungs- 
gesetz" vorgeschlagen. 

Zu § 1 (Allgemeines) 

Absatz 2 der Regierungsvorlage erscheint über- 
flüssig. 
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Zu § 2 (Einfacher Dienst) 

Die Aufnahme der Vorbildungsvoraussetzungen 
entspricht der in Abschnitt I 3. begründeten, vom 
Finanzausschuß vorgeschlagenen grundsätzlichen 
Änderung der Regierungsvorlage. Der bisherige ein- 
zige Absatz von § 2 der Regierungsvorlage wird 
dadurch Absatz 2. 

Zu § 3 (Mittlerer Dienst) 

Absätze 1 und 2 

Zur Aufnahme der Vorbildungsvoraussetzungen 
vgl. Abschnitt I 3. Bewerber mit Volkschulbildung 
sollen während eines einjährigen Praktikums, auf 
das jedoch u. U. ganz oder teilweise verzichtet wer- 
den kann, Gelegenheit haben, Anschluß an die für 
die erfolgreiche Durchführung des Vorbereitungs- 
dienstes notwendige Reife zu erlangen. Die Regie- 
rungsvorlage sah für Bewerber für den mittleren 
Dienst ein Praktikum nicht vor. Der Finanzausschuß 
schließt sich hier dem Vorschlag des Bundesrates 
und des Ausschusses für Inneres an. 

Absatz 3 

Im Hinblick auf die Schwierigkeit des Steuer- 
rechts und auf den zunehmenden Umfang des Lehr- 
stoffes erscheint die in der Regierungsvorlage vor- 
gesehene Dauer von achtzehn Monaten für den Vor- 
bereitungsdienst und von drei Monaten für den Ab- 
schlußlehrgang nicht als ausreichend. Der Finanz- 
ausschuß schlägt für den Vorbereitungsdienst eine 
Dauer von zwei Jahren und für die lehrgangs- 
mäßige Ausbildung eine Dauer von sechs Monaten 
vor. 

Zu § 4 (Gehobener Dienst) 

Absätze 1 und 2 

Für die unmittelbare Zulassung zum Vorberei- 
tungsdienst für den gehobenen Dienst erscheinen 
neben den Bewerbern mit Reifezeugnis die Absol- 
venten einer im Anschluß an die sog. mittlere Reife 
besuchten zweijährigen höheren Handelsschule ge- 
eignet. Daneben sollen jedoch begabte Bewerber 
auch ohne diese Voraussetzungen angenommen 
werden können; indessen sollen sie zunächst wäh- 
rend eines überwiegend der Allgemeinbildung und 
der staatsbürgerlichen Bildung gewidmeten Prak- 
tikums von grundsätzlich zweijähriger, .aber abkürz- 
barer Dauer die für den Beginn des Vorbereitungs- 
dienstes erforderliche Reife erwerben. Der Finanz- 
ausschuß ist übereinstimmend mit dem Bundesrat 
und dem Ausschuß für Inneres der Auffassung, daß 
das in der Regierungsvorlage vorgesehene dreijäh- 
rige Praktikum zu weitgehend sein würde. 

Absatz 3 

Die in der Regierungsvorlage für die lehrgangs- 
mäßige Ausbildung der Bewerber des gehobenen 
Dienstes vorgesehene Dauer von zehn Monaten er- 
scheint im Hinblick auf Umfang und Schwierigkeit 
des Steuerrechts nicht ausreichend. Der Finanzaus- 


schuß schlägt vor, sie auf zwölf Monate zu verlän- 
gern. 

Der Finanzausschuß schlägt in Übereinstimmung 
mit dem Bundesrat und dem Ausschuß für Inneres 
ferner vor, für die Anwärter des gehobenen Dien- 
stes im Anschluß an den Einführungslehrgang eine 
nicht wiederholbare Zwischenprüfung vorzusehen. 

Zu § 5 (Höherer Dienst) 

Wie bei den anderen Laufbahnen sollen auch für 
den höheren Dienst die Vorbildungsvoraussetzun- 
gen festgelegt werden. Hierfür erscheint es dem 
Finanzausschuß im Hinblick auf die Entwicklung der 
Wirtschafts-, Finanz- und Sozialwissenschaften 
empfehlenswert, neben den Bewerbern mit zwei 
juristischen Staatsprüfungen auch Absolventen der 
Wirtschafts-, Finanz- und Sozialwissenschaften zu- 
zulassen, soweit sie im Anschluß an einen min- 
destens dreijährigen Vorbereitungsdienst eine 
zweite Staatsprüfung abgelegt haben. 

Zu § 6 (Aufstieg in höhere Laufbahnen) 

Absätze 2 und 3 

Der Finanzausschuß schlägt vor, die Ausbildung 
der zur Laufbahn des mittleren Dienstes zugelasse- 
nen Beamten wie in § 3 Abs. 2 Satz 1 auf zwei 
Jahre und die Dauer der Lehrgänge für die zur Lauf- 
bahn des mittleren Dienstes zugelassenen Beamten 
wie in § 3 Abs. 2 Satz 1 auf sechs Monate sowie für 
die zur Laufbahn des gehobenen Dienstes zugelas- 
senen Beamten wie in § 4 Abs. 3 Satz 1 auf zwölf 
Monate zu verlängern. 

Absatz 4 

Der Aufstieg in den höheren Dienst ist in der Re- 
gierungsvorlage nicht geregelt. Der Finanzausschuß 
schlägt vor, hierüber die in Absatz 4 vorgesehenen 
Bestimmungen zu treffen, die an § 32 der Bundes- 
laufbahnordnung angelehnt, jedoch den besonderen 
Bedürfnissen und der bisherigen Verwaltungsübung 
der Steuerverwaltung angepaßt sind. 

Zu § 8 

Zu Nr. 4 und 5 

§ 8 Nr. 4 der Regierungsvorlage enthält lediglich 
eine allgemeine Ermächtigung für koordinierende 
Maßnahmen, die die einheitliche Ausbildung der 
Steuerbeamten in der Praxis gewährleisten sollen. 
Im Hinblick auf die Wichtigkeit dieses Gegenstan- 
des empfiehlt es sich, schon im Gesetz im einzelnen 
näher zu regeln, welche Maßnahmen hierfür in Be- 
tracht kommen. Der in Nr. 4 vorgesehene ständige 
koordinierende Ausschuß soll sich über den Stand 
der Ausbildung und das Ergebnis der Prüfungen 
vergewissern, um so einen gegenseitigen Erfah- 
rungsaustausch und gegenseitige Anregungen auf 
dem Gebiet der Ausbildung zwischen Bund und 
Ländern zu ermöglichen. Dem gleichen Zweck sollen 
für die mit der Ausbildung befaßten Beamten die in 
Nr. 4 a vorgesehenen Tagungen und Lehrgänge 
dienen. 
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Zu §§ 9 und 11 

Nachdem in § 9 in der vom Finanzausschuß vor- 
geschlagenen Fassung vorgesehen ist, daß das Ge- 


setz erstmalig auf diejenigen Bewerber anzuwenden 
ist, die den Vorbereitungsdienst, das Praktikum 
oder die Einführungszeit nach dem 31. März 1961 
beginnen, kann § 11 als überflüssig entfallen. 


Bonn, den 19. Dezember 1960 


Dr. Schmidt (Wuppertal) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 2048 — in der aus 
der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 19. Dezember 1960 


Der Finanzausschuß 


Neuburger 

Vorsitzender 


Dr. Schmidt (Wuppertal) 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über die einheitliche Ausbildung der Steuerbeamten 
(Steuerbeamtenausbildungsgesetz — StBAG) 

— Drucksache 2048 — 

mit den Beschlüssen des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes über die einheitliche 
Ausbildung der Steuerbeamten 
(Steuerbeamtenausbildungsgesetz — StBAG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Allgemeines 

(1) Für den Dienst in der Steuerverwaltung der 
Länder werden nach den Vorschriften dieses Ge- 
setzes ausgebildet 

1. die Anwärter in der Laufbahn des ein- 
fachen, des mittleren und des gehobenen 
Dienstes, 

2. die Beamten des höheren Dienstes, die als 
Laufbahnbewerber eingestellt worden sind 
und ihre Probezeit ableisten, 

3. die Beamten, die zum Aufstieg in die 
Laufbahn des mittleren oder des gehobe- 
nen Dienstes zugelassen worden sind. 

(2) Das Praktikum , das Bewerber für die Lauf- 
bahn des gehobenen Dienstes abzuleisten haben, 
richtet sich nach der Vorschrift des § 4. 

§ 2 

Einfacher Dienst 


Der Vorbereitungsdienst für den einfachen Dienst 
dauert sechs Monate; in dieser Zeit werden die 
Anwärter praktisch ausgebildet. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 


Entwurf 

eines Steuerbeamten- Ausbildungsgesetzes 
(StBAG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Allgemeines 

Für den Dienst in der Steuerverwaltung der Län- 
der werden nach den Vorschriften dieses Gesetzes 

zum Vorbereitungsdienst zugelassen und ausge- 
bildet 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 


§ 2 

Einfacher Dienst 

(1) Zum Vorbereitungsdienst für den einfachen 
Dienst kann zugelassen werden, wer eine Volks- 
schule mit Erfolg besucht hat oder einen entspre- 
chenden Bildungsstand besitzt. 

(2) Der Vorbereitungsdienst dauert sechs Monate; 
in dieser Zeit werden die Anwärter praktisch aus- 
gebildet. 


5 



Drucksache 2366 Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Entwurf 
§ 3 

Mittlerer Dienst 

(1) Zum Vorbereitungsdienst für den mittleren 
Dienst kann nur zugelassen werden, wer das sech- 
zehnte Lebensjahr vollendet hat. 


(2) Die Ausbildung für den mittleren Dienst 
dauert 

1. achtzehn Monate, wenn der Anwärter eine 
Mittelschule erfolgreich besucht hat oder 
einen entsprechenden Bildungsstand be- 
sitzt, 

2. zwei Jahre, wenn der Anwärter eine 
Volksschule erfolgreich besucht hat oder 
einen entsprechenden Bildungsstand be- 
sitzt. 

(3) Von der Ausbildungszeit entfallen drei Mo- 
nate auf einen Abschlußlehrgang. Nach erfolgreicher 
Ausbildung ist die Laufbahnprüfung abzulegen. Wer 
die Laufbahnprüfung nicht besteht, kann sie einmal, 
und zwar bei der nächsten Prüfung, jedoch nicht vor 
Ablauf von sechs Monaten seit der erfolglosen Prü- 
fung, wiederholen. 

§ 4 

Gehobener Dienst 

(1 ) Die Ausbildung für den gehobenen Dienst be- 
steht aus einem dreijährigen Vorbereitungsdienst, 
dem ein Praktikum (Absatz 3) von höchstens drei 
Jahren vorangeht. Bewerber mit Reifezeugnis 
(Abitur) oder entsprechendem Bildungsstand sind 
von der Ableistung des Praktikums befreit. 


(2) Zum Vorbereitungsdienst kann nur zugelas- 
sen werden, wer das achtzehnte Lebensjahr voll- 
endet und das Praktikum erfolgreich abgeleistet hat 
oder hiervon befreit ist. Vom Vorbereitungsdienst 
entfallen zehn Monate auf Lehrgänge. Nach erfolg- 
reicher Ausbildung ist die Laufbahnprüfung abzu- 
legen. § 3 Abs . 3 Satz 3 gilt entsprechend. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 
§ 3 

Mittlerer Dienst 

(1) Zum Vorbereitungsdienst für den mittleren 
Dienst kann zugelassen werden, wer eine Mittel- 
schule mit Erfolg besucht hat oder einen entspre- 
chenden Bildungsstand besitzt und das sechzehnte 
Lebensjahr vollendet hat. 

(2j Abweichend von Absatz 1 kann nach Vollen- 
dung des sechzehnten Lebensjahres durch die oberste 
Dienstbehörde zum Vorbereitungsdienst zugelassen 
werden, wer eine Volksschule mit gutem Erfolg be- 
sucht und ein einjähriges Praktikum abgeleistet hat. 
Die Zeit eines im Anschluß an die Volksschule 
durchgeführten weiteren Schulbesuches oder einer 
erfolgreich abgeschlossenen Lehre kann auf das 
Praktikum angerechnet werden, 

(3) Der Vorbereitungsdienst dauert zwei Jahre; 
davon entfallen sechs Monate auf' einen Abschluß- 
lehrgang. Nach Beendigung des Absdilußlehrgangs 

ist die Laufbahnprüfung abzulegen. Wer die Lauf- 
bahnprüfung nicht besteht, kann sie einmal und in 

der Regel nur innerhalb eines Jahres wiederholen. 

§ 4 

Gehobener Dienst 

(1) Zum Vorbereitungsdienst für den gehobenen 
Dienst kann zugelassen werden, wer das achtzehnte 
Lebensjahr vollendet hat und 

1. das Reifezeugnis einer öffentlichen oder 
staatlich anerkannten höheren Lehranstalt 
oder ein als gleichwertig zu erachtendes 
Zeugnis besitzt oder 

2. nach erfolgreich abgeschlossenem Besuch 
von 

a) sechs Klassen einer öffentlichen oder 
staatlich anerkannten höheren Lehran- 
stalt oder 

b) einer Mittelschule oder einer entspre- 
chenden Schule 

eine öffentliche oder staatlich anerkannte 
höhere Handelsschule mit mindestens 
zweijährigem Lehrgang mit Erfolg besucht 
hat. 

(2) Abweichend von Absatz 1 kann nach Voll- 
endung des achtzehnten Lebensjahres durch die 
oberste Dienstbehörde zum Vorbereitungsdienst zu- 
gelassen werden, wer 

1. sechs Klassen einer öffentlichen oder staat- 
lich anerkannten höheren Lehranstalt oder 

2. eine Mittelschule oder eine entsprechende 
Schule 

mit erheblich über dem Durchschnitt liegenden Lei- 
stungen besucht und ein zweijähriges Praktikum ab- 
geleistet hat. Auf das Praktikum wird das Jahr eines 
im Anschluß an den Schulbesuch durchgeführten er- 
folgreichen Besuchs einer höheren Handelsschule mit 


fi 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 2366 


Entwurf 


(3) Das Praktikum dauert 

1. grundsätzlich drei Jahre , 

2. bei Bewerbern mit einem im Anschluß an 
die Mittelschule erfolgreich abgeschlosse- 
nen Besuch einer öffentlichen oder staat- 
lich anerkannten höheren Handelsschule 

bei zweijährigen Lehrgang ein Jahr , 
bei einjährigem Lehrgang zwei Jahre. 

Auf das Praktikum kann die Zeit einer für die Aus- 
bildung förderlichen beruflichen Tätigkeit bis zu 
höchstens zwei Jahren angerechnet werden. Die 
oberste Dienstbehörde kann in besonderen Fällen 
bei einer mindestens dreijährigen Dienstzeit im 
öffentlichen Dienst eine weitere Anrechnung zulas- 
sen. Vom Praktikum entfallen sechs Monate auf 
Lehrgänge. 

§ 5 

Höherer Dienst 

Die Laufbahnbewerber des höheren Dienstes wer- 
den achtzehn Monate ausgebildet ; davon entfallen 
drei Monate auf fachwissenschaftliche Lehrgänge an 
der Bundesfinanzakademie. 


§ 6 

Aufstieg in höhere Laufbahn gruppen 

(1) Beamte des einfachen Dienstes, die zur Lauf- 
bahn des mittleren Dienstes, und Beamte des mittle- 
ren Dienstes, die zur Laufbahn des gehobenen 
Dienstes zugelassen werden, werden während einer 
Einführungszeit nach den Absätzen 2 und 3 aus- 
gebildet. 


(2) Die zur Laufbahn des mittleren Dienstes zu- 
gelassenen Beamten werden zwei Jahre ausgebildet; 
davon entfallen drei Monate auf einen Abschluß- 
lehrgang. Die Ausbildungszeit kann insoweit, höch- 
stens jedoch um ein Jahr, gekürzt werden, als die 
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einjährigem Lehrgang angerechnet; im übrigen kann 
eine für die Ausbildung förderliche Tätigkeit durch 
die oberste Dienstbehörde ganz oder teilweise bis 
zu einem Jahr angerechnet werden. 

(3) Der Vorbereitungsdienst dauert drei Jahre; 
davon entfallen zwölf Monate auf Lehrgänge. Im 
Anschluß an den Einführungslehrgang ist eine nicht- 
wiederholbare Zwischenprüfung, nach Beendigung 
des Abschlußlehrganges ist die Laufbahnprüfung ab- 
zulegen; § 3 Abs. 3 letzter Satz gilt entsprechend. 


§ 5 

Höherer Dienst 

(1) Als Laufbahnbewerber kann zur Ausbildung 
für den höheren Dienst in der Steuerverwaltung der 
Länder zugelassen werden, wer 

1. ein abgeschlossenes Studium der Rechts- 
wissenschaft oder der Wirtschafts-, Finanz- 
und Sozialwissenschaften an einer Univer- 
sität oder einer gleichstehenden Hoch- 
schule, 

2. die Ablegung der ersten Staatsprüfung 
oder, soweit üblich, einer Universitäts- 
oder Hochschulprüfung, 

3. einen Vorbereitungsdienst von mindestens 
drei Jahren und 

4. die Ablegung einer zweiten Staatsprüfung 
nachweist. 

(2) Die Ausbildung dauert achtzehn Monate; da- 
von entfallen drei Monate auf fachwissenschaftliche 
Lehrgänge an der Bundesfinanzakademie. 

§ 6 

Aufstieg in höhere Laufbahnen 

(1) Beamte des einfachen, des mittleren und des 
gehobenen Dienstes können zur nächsthöheren 
Laufbahn zugelassen werden, wenn sie nach ihrer 
Persönlichkeit für den Aufstieg geeignet erscheinen 
und erheblich über dem Durchschnitt liegende Lei- 
stungen aufweisen. Beamte des einfachen Dienstes 
werden nach Absatz 2, Beamte des mittleren Dien- 
stes nach Absatz 3 ausgebildet; für Beamte des ge- 
hobenen Dienstes gilt Absatz 4. 

(2) Die zur Laufbahn des mittleren Dienstes zu- 
gelassenen Beamten werden zwei Jahre ausgebildet; 
davon entfallen sechs Monate auf einen Abschluß- 
lehrgang. Die Ausbildungszeit kann insoweit, höch- 
stens jedoch um ein Jahr, gekürzt werden, als die 
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Beamten während ihrer bisherigen Tätigkeit schon 
hinreichende Kenntnisse, wie sie für die neue Lauf- 
bahn gefordert werden, erworben haben. Nach er- 
folgreicher Ausbildung ist die Laufbahnprüfung ab- 
zulegen; § 3 Abs. 3 Satz 3 gilt entsprechend. 

(3) Die zur Laufbahn des gehobenen Dienstes zu- 
gelassenen Beamten werden drei Jahre ausgebildet; 
davon entfallen sieben Monate auf einen Abschluß- 
lehrgang ; Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend. Am 
Ende der Ausbildung ist die Laufbahnprüfung ab- 
zulegen; § 3 Abs. 3 Satz 3 gilt entsprechend. 


§ 7 

Bundesfinanzakademie 

Der Bund unterhält zur Durchführung der für 
Laufbahnbewerber des höheren Dienstes vorgese- 
henen fachwissenschaftlichen Lehrgänge und zur 
Fortbildung der Beamten des höheren Dienstes der 
Steuerverwaltungen der Länder eine Bundesfinanz- 
akademie. 

§ 8 

Ausbildungs- und Prüfungsordnungen 

Der Bundesminister der Finanzen erläßt mit Zu- 
stimmung des Bundesrates zur Gewährleistung der 
einheitlichen Ausbildung Ausbildungs- und Prü- 
fungsordnungen für die Laufbahnen der Steuer- 
beamten; darin sind auch Bestimmungen zu treffen 
über 

1. Verteilung des Vorbereitungsdienstes auf die 
praktische und theoretische Ausbildung, 

2. Gestaltung der praktischen Ausbildung und der 
dazugehörigen Unterweisungen, 

3. Gestaltung der in diesem Gesetz vorgesehenen 
Lehrgänge und Prüfungen, 

4. Maßnahmen zur gleichmäßigen Durchführung 
der Laufbahnprüfungen einschließlich der Ab- 
schlußprüfung der Praktikanten, 
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Beamten während ihrer bisherigen Tätigkeit schon 
hinreichende Kenntnisse, wie sie für die neue Lauf- 
bahn gefordert werden, erworben haben. Nach Be- 
endigung des Abschlußlehrganges ist die Laufbahn- 
prüfung abzulegen; § 3 Abs. 3 letzter Satz gilt ent- 
sprechend. 

(3) Die zur Laufbahn des gehobenen Dienstes zu- 
gelassenen Beamten werden drei Jahre ausgebildet; 
davon entfallen zwölf Monate auf Lehrgänge; Ab- 
satz 2 Satz 2 gilt entsprechend. Im Anschluß an den 
Einführungslehrgang ist eine nichtwiederholbare 
Zwischenprüfung, nach Beendigung des Abschluß- 
lehrganges ist die Laufbahnprüfung abzulegen; für 
diese gilt § 3 Abs. 3 letzter Satz entsprechend. 

(4) Ein Aufstieg in die Laufbahn des höheren 
Dienstes ist zulässig für Beamte des gehobenen 
Dienstes, die 

1. mindestens 40 und höchstens 58 Jahre alt 
sind, 

2. ihre Laufbahn durchlaufen haben, 

3. eine Dienstzeit als planmäßiger Beamter 
des gehobenen Dienstes von mindestens 
15 Jahren zurückgelegt haben und 

4. mindestens drei Jahre lang erfolgreich in 
die Aufgaben der neuen Laufbahn einge- 
führt sind; die Einführungszeit kann inso- 
weit gekürzt werden, als die Beamten 
während ihrer bisherigen Tätigkeit schon 
hinreichend Kenntnisse, wie sie für die 
neue Laufbahn gefordert werden, erwor- 
ben haben. 

§ 7 

unverändert 


§ 8 

Ausbildungs- und Prüfungsordnung 

Der Bundesminister der Finanzen erläßt mit Zu- 
stimmung des Bundesrates zur Gewährleistung der 
einheitlichen Ausbildung eine Ausbildungs- und 
Prüfungsordnung für die Laufbahnen der Steuer- 
beamten; darin sind auch Bestimmungen zu treffen 
über 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. die Bildung, die Aufgaben und das Verfahren 
eines aus einem Vertreter des Bundesfinanz- 
ministeriums als Vorsitzendem und je einem 
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5. die ausbildungsmäßige Gestaltung und den 
Abschluß des Praktikums. 

§ 9 

Anwendung des Gesetzes 

Die Vorschriften dieses Gesetzes sind erstmals 
auf diejenigen Bewerber anzuwenden, die nach dem 

den Vorbereitungsdienst, 

das Praktikum oder die Einführungszeit beginnen. 

§ 10 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im 
Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund 
dieses Gesetzes erlassen werden, gelten im Land 
Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 11 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

Vertreter der obersten Finanzverwaltungs- 
behörden der Länder bestehenden Ausschus- 
ses zur gleichmäßigen Durchführung der Aus- 
bildung und der Prüfungen einschließlich der 
Zwischenprüfungen und der Feststellung der 
Eignung der Praktikanten zur Übernahme in 
den Vorbereitungsdienst, 

4a. Tagungen für die Ausbildungsreferenten, die 
Leiter und Lehrer der Finanzschulen sowie die 
Ausbildungsleiter, 

5. unverändert 

§ 9 

Anwendung des Gesetzes 

Die Vorschriften dieses Gesetzes sind erstmals 
auf diejenigen Bewerber anzuwenden, die nach dem 
31. März 1961 den Vorbereitungsdienst, das Prak- 
tikum oder die Einführungszeit beginnen. 

§ 10 

unverändert 


§ 11 

entfällt 
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